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erst mit der jetzigen Änderung des ZGB. Hierbei wurden 
in das Gesetz zahlreiche Regeln aufgenommen, die inzwi­
schen in anderen Normativakten enthalten waren und sich 
in der Praxis bewährt hatten. Es bedarf jedoch einer län­
geren theoretischen Forschungsarbeit, um ein Vertrags­
recht erarbeiten zu können, das den unterschiedlichen 
Ansprüchen der Privatpersonen und der Wirtschaftsorga­
nisationen bei der Regelung der Verträge gleichermaßen 
entsprechen kann. Deshalb ist es nur auf Teilgebieten ge­
lungen, für alle Beziehungen geltende Lösungen zu finden, 
auf anderen Gebieten berücksichtigt das ZGB entweder 
nur die Verträge der Privatpersonen oder nur die der 
Wirtschaftsorganisationen. Das gilt insbesondere für die 
allgemeinen Regeln der Verträge; in geringerem Maße be­
zieht sich dies aber auch auf die Bestimmungen über ein­
zelne Vertragstypen.

Ein wichtiges Anliegen des ZGB ist der Schutz der 
Verbraucher. Die strukturelle Umgestaltung der Wirt­
schaft brachte es z. T. mit sich, daß monopolähnliche Si­
tuationen entstanden oder Wirtschaftsorganisationen sich 
so verhalten konnten, als hätten sie eine Monopolstellung 
inne. Zwar verfolgte die Kontrolltätigkeit der staatlichen 
zentralen Organe das Ziel, Mißbräuche zu verhindern; 
nichtsdestoweniger mußten zivilrechtliche Mittel zum 
Schutz der Verbraucher gefunden werden. Hierbei steht — 
abgesehen von dem auch erforderlichen Schutz der Be­
triebe — doch der Schutz der Bürger im Vordergrund. Drei 
Komplexe sind dabei hervorzuheben:

Gegen die Möglichkeit, auf Grund der weitgehend dis­
positiven Regelung des Vertragsrechts monopolähnliche 
Stellungen zur einseitigen Durchsetzung allgemeiner Ver­
tragsbedingungen zu nutzen, geht das ZGB in zwei Rich­
tungen vor, um Schutz zu gewähren: Das Gericht kann die 
allgemeinen Vertragsbedingungen überprüfen. Der benach­
teiligte Partner kann den Vertrag anfechten, falls die 
Rechtsperson, von der die allgemeinen Vertragsbedingun­
gen geschaffen wurden, aus ihnen einen unbegründeten 
einseitigen Vorteil erzielt. Hier kann das Gericht sowohl 
die Ungültigkeit des Vertrags feststellen als auch den In­
halt des Vertrags entsprechend ändern und dabei die einen 
einseitigen Vorteil gewährende Bedingung außer Kraft 
setzen. Daneben besteht aber auch für bestimmte zentrale 
Organe die Möglichkeit, die allgemeinen Vertragsbedin­
gungen anzufechten. In diesem Fall stellt das Gericht die 
Ungültigkeit der einen einseitigen unbegründeten Vorteil 
gewährenden Bedingung mit allgemeiner Wirkung fest 
(§§209, 237 Abs. 2).

Zum Schutze vor mißbräuchlichen Haftungsbeschrän­
kungen oder Haftungsausschlüssen sichert das ZGB nun­
mehr, daß die Verantwortlichkeit für den Vertragsbruch 
einer Person nicht eingeschränkt und nicht ausgeschlossen 
werden kann, es sei denn, daß der infolge einer solchen 
Bedingung verursachte Nachteil durch die entsprechende 
Minderung der Gegenleistung oder durch einen Vorteil, 
den die andere Vertragspartei auf Grund des Vertrags 
erhält, ausgeglichen wird (§ 314 Abs. 2). Die allgemeine 
Grenze des Ausschlusses der Verantwortlichkeit kommt 
auch im zuletzt erwähnten Fall zur Geltung: Die Verant­
wortlichkeit wegen vorsätzlichen Handelns, wegen grober 
Fahrlässigkeit sowie wegen eines Verhaltens, das gesell­
schaftliches Eigentum verletzt usw. kann nicht ausgeschlos­
sen werden (§ 314 Abs. 1).

Die Frage des Verbraucherschutzes spielt auch im Zu­
sammenhang mit der Regelung der mangelhaften Ver­
tragserfüllung eine Rolle. Die, diesbezüglichen Regeln des 
ZGB waren schon immer umstritten. Durch die Änderung 
des ZGB wurden die Rechtsfolgen der mangelhaften Er­
füllung von Verträgen für Privatpersonen und Rechtsper­
sonen im wesentlichen einheitlich geregelt.

Außerdem wurden die Fristen der Rechts Verfolgung 
neu geregelt. Gewährleistungsansprüche können innerhalb 
von sechs Monaten geltend gemacht werden. Wurde dies 
während dieser Zeit unverschuldet versäumt, dann kann

die Geltendmachung innerhalb eines Jahres, bei Konsum- 
gütem mit längerer Lebensdauer auch noch innerhalb von 
drei Jahren vom Zeitpunkt der Übergabe der Sache an 
erfolgen (§ 308).

Von den Änderungen der Bestimmungen über die ein­
zelnen Vertragstypen sind vor allem die der Werkverträge 
hervorzuheben. Derartige Verträge haben stark zugenom­
men; es haben sich selbständige Typen und Untertypen 
herausgebildet. Dementsprechend erfaßt die Neuregelung 
nunmehr auch mehrere Untertypen von Werkverträgen: 
Bau-, Montage-, Projektions-, Forschungs- und Reisever­
träge.

Mit der Entwicklung der Industrie und der sprunghaf­
ten Zunahme der städtischen Bevölkerung wuchs auch die 
Bedeutung der Verträge über die Lieferung von Energie, 
Gas und Wasser. Das ZGB enthielt über derartige Lei­
stungen keine Bestimmungen; die einzelnen Dienstlei­
stungsarten waren vielmehr unabhängig voneinander ge­
regelt. Eine einheitliche Regelung konnte auch mit der 
Änderung des ZGB nicht geschaffen werden. Jedoch ent­
hält die Neuregelung einige Grundsätze, die auch aus dem 
Aspekt des Konsums wichtig sind (Vertragsabschluß, Lei­
stungsverweigerungsrecht und Kündigungsrecht). Die Ver­
träge über diese Dienstleistungen sind übrigens mit den 
Lieferverträgen verbunden worden (§§ 387 bis 388).

Zur Änderung des Rechts der Gesellschaftsverträge tru­
gen mehrere Umstände bei. Bei der Vorbereitung des ZGB 
herrschte noch die Auffassung vor, daß Gesellschaftsver­
träge volkswirtschaftlich im allgemeinen unvorteilhaft 
seien und mit ihrem Rückgang gerechnet werden könne. 
Die Änderung des ZGB unterstützt dagegen die Entwick­
lung der Gesellschaftsverträge der Wirtschaftsorganisatio­
nen und eröffnet auch die Möglichkeit, daß Gesellschafts­
verträge vor allem für Baugemeinschaften von Bürgern 
Bedeutung erlangen können.

In der Regelung über die Haftung für außervertraglich 
verursachte Schäden wurde wenig verändert; soweit Än­
derungen' vorgenommen wurden, dienen sie dem Schutz 
des Geschädigten. Das gilt für die Änderung der Bestim­
mung über die Haftung für die von Mitarbeitern verur­
sachten Schäden. Nach der früheren Regelung haftete der 
Betrieb nur dann, wenn der Mitarbeiter den Schaden im 
Rahmen seiner Arbeitsaufgabe verursacht hatte. Durch die 
Änderung wurde die Verantwortlichkeit größer, weil die 
Haftung auf sämtliche Schäden ausgedehnt wurde, die der 
Mitarbeiter im Zusammenhang mit seinem Arbeitsrechts­
verhältnis verursacht hat (§ 348).

Abgeändert wurde auch die' umstrittene Bestimmung 
des ZGB über die Haftung im Bereich der staatlichen Ver­
waltung. Eine Voraussetzung der Haftung war früher, daß 
ein Verschulden des handelnden Mitarbeiters in einem 
Straf- oder Disziplinarverfahren festgestellt worden war. 
Diese Voraussetzung ist jetzt entfallen (§ 349).

Die dritte wichtige Änderung war lange Zeit umstrit­
ten. Das ZGB regelte bisher nur den Ersatz materieller 
Schäden. Nunmehr ist auch eine Ersatzpflicht für nicht­
materielle Schäden vorgesehen, Wenn der Schaden die 
Teilnahme des Geschädigten am gesellschaftlichen Leben 
oder seine eigene Lebensführung dauernd und in großem 
Maße erschwert.

Weitere wichtige Änderungen

In der Praxis ergaben sich beim Erbrecht Schwierigkeiten 
daraus, daß nach dem ZGB dem überlebenden Ehegatten 
ein Nießbrauchsrecht zusteht, soweit er nicht selbst Erbe 
ist, d. h. insbesondere an den Teilen, die an die Nachkom­
men des Erblassers fallen. Diese Regelung war ohne wei­
teres dort anwendbar, wo es sich um Grundbesitz han­
delte; bei anderen Vermögensgegenständen traten aber 
Probleme auf. Die gesetzliche Lösung gab zu ständigen 
Auseinandersetzungen Anlaß, wenn z. B. der Nachlaßge-
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